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So nannte der US-Präsident George W. Bush, diese amerikanische Lichtgestalt, Weißrußlands Präsidenten Alexander Lukaschenko und fügte noch hinzu: „Weißrußland sei der letzte Vorposten der Tyrannei", und forderte daher Neuwahlen.
 Diese Scheinheiligkeit ist wirklich nicht mehr zu überbieten. Schon die Indianer haben diese Pseudodemokraten durchschaut:
„Das Bleichgesicht spricht mit gespaltener Zunge." 

Hat er denn vergessen, dieser Präsident, daß er seinerzeit seine Wahl zum Präsidenten nur den manipulierten elektronischen Zählgeräten zu verdanken hatte? Die Wahl wurde nicht wiederholt, sondern das höchste Gericht mußte nach göttlichem Gutdünken die Wahl entscheiden. Denn hinter dem Höchsten Gericht stand, wie schon bei den Propheten und in den USA üblich, so auch hinter George W. Bush, der Herrgott:

„Ich baue darauf, daß Gott durch mich spricht. Ohne diese Gewißheit könnte ich meinen Job nicht erledigen."

Kein Geringerer als der Hollywood-Star Kevin Coster verurteilte diese unglaubliche Heuchelei dieser Gutmenschen auf das heftigste:

„Amerika war immer schon verheuchelt. Seit dieses Land von religiösen Fanatikern entdeckt wurde, hat sich vieles auf Gewalt und Verbrechen gegründet, aber wir tun immer so, als ob es diese Tradition der Gewalt nicht gäbe. Es gibt keine kritische Selbsterkenntnis in diesem Land - wir haben keine Philosophie, keine Vision mehr. Wir haben militärische Macht. Das ist alles. Amerika ist intolerant gegen so vieles, es macht sich nicht die Mühe, die Welt zu verstehen. ... Die Menschen, die wir brauchten, können in Amerika nicht Präsidenten werden. ... Wir sind nicht mehr glaubwürdig. Wie soll man in der Welt aufräumen, wenn das eigene Haus in totaler Unordnung ist? Wer hört auf Ratschläge aus den USA, aus einem Land, in dem die Menschen verhungern.... Ein Aufschrei wegen Mißachtung der Menschenrechte in Jugoslawien ging seinerzeit durch die Vereinigten Staaten. Dieser Aufschrei ist deswegen so stark in Amerika, weil sich Amerika gern zum Anwalt der Menschenrechte aufschwingt und sich berufen fühlt, Noten zu verteilen. Nur: so ein Aufschrei wird, wenn es sich um Menschenrechtsverletzungen in Amerika handelt, ungehört und unverstanden verhallen. Und abprallen wird der Vorwurf, die Vereinigten Staaten hätten eine Konsularkonvention mißachtet, den Internationalen Gerichtshof ignoriert, kurz: das Völkerrecht gebrochen. Genau das ist die Krux mit der Welt- und Hypermacht: Dem Völkerrecht unterwirft sie sich dann, wenn es ihren Interessen dient. Instrumental ist auch die Haltung zu internationalen Organisationen. Man bedient sich ihrer, wenn ein Kosten-Nutzen-Kalkül dies nahelegt; man schiebt sie beiseite (wie in Irak), wenn man freie Hand haben will." 
 

George W. Bush, der auch die Demokratie, wie schon sein Vorgänger Woodrow Wilson, in die ganze Welt hinaustragen will, will nicht wahrhaben, daß es in den USA keine Demokratie gibt:
„Eine Studie des interamerikanischen Systems, veröffentlicht vom ,Royal Institut for International Affairs' in London, kam zu dem Schluß, daß die USA zwar ein Lippenbekenntnis zur Demokratie leisten, daß sie aber in Wirklichkeit dem privaten kapitalistischen Unternehmern verpflichtet sind. Wo die Rechte von Investoren in Gefahr geraten, hat die Demokratie das Nachsehen."
 „Nur wer Zugang zur Oligarchie des Großen Geldes hat, kann demokratisch gewählt werden („The Buying of the President" war der alarmierende Titel eines jüngst vom „Center for Public Integrity in Washington D.C." herausgegebenen Buches)." Die bestätigte auch die Frankfurter Allgemeine Zeitung, das Blatt des Großkapitals: „In einem Land, in dem Präsidentschaftswahlen mittlerweile 3 Milliarden Dollar kosten, in dem schon im Vorwahlkampf nur der Kandidat überhaupt eine Chance hat, der mindestens 20 Millionen Dollar eigenes Geld besitzt oder an Spenden sammeln kann, ruft die Saga von der engen Verflechtung zwischen Geld und politischer Macht zumeist nur ein amüsantes Lächeln hervor." 

So konnte auch der US-Professor Jacob Heilbrunn behaupten: „Auch Senatoren und Kongreßabgeordnete werden von den Konzernen massiv unter Druck gesetzt. Die Folge: Politiker sind Marionetten geworden." 

Und diese Marionetten bedrohen die ganze Welt, sagte bei der Verleihung des Carl-von-Ossietzky-Preises an den US-Professor Noam Chomsky: „Die Vereinigten Staaten und die Großunternehmen bedrohen die Welt, überziehen sie mit Gewalt und Ungerechtigkeit. Die Vereinigten Staaten sind größere Terroristen als die Mitglieder der AI Qaida. Die Welthandelsorganisation ist eine Art legale Verbrecherorganisation."
 
Auch die BRD-Vasallenregierung sah sich veranlaßt, sich dem Kläffen ihres Herrn und Meisters anzuschließen. Sie schickte als Menschenrechtsbeauftragten Günter Nooke nach Weißrußland, um nach dem Rechten zu sehen. Er las ihnen die Leviten und „wertete die Entwicklung in Weißrußland als eklatanten Verstoß gegen demokratische Standards."
 
Günter Nooke, der aus der DDR kam, scheint unsere „freiheitliche Demokratie" noch nicht zu kennen.
Wie sagte doch seinerzeit Franz-Josef Strauß im Bundestag: „Wahlkampf ist wie Krieg: Man braucht Geld, Geld, Geld."

Einige Beispiele, die dies bestätigen. Frau Hamm-Brücher, die alte, große Dame im Bundesvorstand der F.D.P. und ehemalige Staatssekretärin, daher muß sie es wissen, meinte: „Das Parlament ist kaum mehr als eine gigantische Abstimmungsmaschine der Fraktion. Einige Wenige an den Schaltstellen bestimmen den Kurs."
 
Und 20 Jahre später mußte sie immer noch feststellen, daß sich im Laufe der Jahre in der BRD nichts zum Besseren geändert hat:
„Von den rund 60 Millionen Wahlberechtigten in Deutschland seien gegenwärtig gerade einmal 3,4% Mitglied einer politischen Partei (aber sie nennen sich Volksparteien!-d.V.). Diese Minderheit habe jedoch in oligarchischer Weise die Demokratie in Besitz genommen. Deutschland sei zu einem Parteienstaat geworden. ... Wir Bürger sind zu unmündigen Zuschauern degradiert, unsere Mitwirkung beschränkt sich auf Wahlen. Längst habe sich das Volk von seinen Vertretern entfremdet. Die Forderung in Art. 20 des Grundgesetzes, nach dem alle Staatsgewalt vom Volke auszugehen habe, sei unerfüllt." 

Ein Jahr später war der Frust dieser ehem. Ministerin noch größer: „Provozierend kann man sagen, daß diese Artikel (20, 21 und 38 des GG) ins Gegenteil pervertiert sind: Alle Staatsgewalt geht von den Parteien aus und das Volk darf alle vier Jahre einmal mitwirken, indem es eine von den Parteien vorzementierte Kandidatenliste ankreuzt, deren Abgeordnete Funktionäre ihrer Partei sind. An ,Aufträge und Weisungen' (und Überweisungen-d.V.) fest gebunden wollen sie Karriere machen."
 
Und in einem Gespräch mit der Süddeutschen Zeitung, gedruckt in fetten Buchstaben zu ihrem 80. Geburtstag, gab sie ihren Glauben an die Demokratie und an die Parteien in der BRD ganz auf. Sie sagte: „Ich würde keiner Partei mehr beitreten."
 
Im Jahre 2005 brach auch bei ihr die Politikverdrossenheit durch: „Einen kurzen Moment stutzt man, weil die vornehme und freundliche Dame, die ihr Leben lang leidenschaftliche Politikerin war - als Stadträtin in München, als Landtagsabgeordnete in Bayern, als Staatssekretärin in Hessen und Staatsministerin im Auswärtig. Amt - plötzlich mit großer Abwehr vom politischen Leben zu sprechen beginnt. ,Wäre ich heute jung', sagt sie nach kurzem Nachdenken plötzlich und sieht einen an, ,wäre ich heute jung, ich würde nie mehr in die Politik gehen! Es gäbe für mich keine Motivation mehr, die so stark ist, daß sie das ganze Leben durchhält, keine einzige."

Lord Ralph Dahrendorf, der große Liberale, stellte in einem Gespräch mit der österreichischen Tageszeitung „Standard" fest: „Ich bin zum Beispiel der Meinung, daß Deutschland nicht demokratisch ist. Die Tatsache, daß gewählt wird, schafft noch keine Demokratie. Das europäische Parlament schafft keine europäische Demokratie, wir haben keinen effektiven  europäischen Raum, in dem ein vernünftiger Diskurs über wichtige Themen auf demokratische Weise geführt und geregelt werden kann. Und in dem Augenblick, in den Entscheidungen noch weiter weg wandern, vom Nationalstaat, wird die Demokratie immer weniger." 

Ulrich Lohmar (SPD), Professor für Politische Wissenschaften an der Universität Hannover, der 8 Jahre im Bundestag verbrachte, zog in seinem Buch „Hohes Haus" folgende Schlußfolgerungen: „Die Verfassungswirklichkeit hat sich meilenweit von der Verfassungstheorie entfernt. Die wirklichen Entscheidungen fallen nicht mehr im Parlament, sondern in den von echter Erneuerung abgekapselten Parteizentralen. Die Verfilzung zwischen Parteizentralen und Bürokratie ist so weit gediehen, daß der demokratische Entscheidungsprozeß keine Einwirkungsmöglichkeiten mehr besitzt. Das Parlament ist nur noch Ausführungsorgan der Interessengruppen (lies: der Großkapitalisten)."
Dr. Hans Herbert von Arnim, Professor für Öffentliches Recht und Verfassungslehre an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, stellte in seinem Buch kategorisch fest: „Das Grundübel unserer Demokratie (unseres Systems-d.V.) liegt darin, daß es keine ist. Das Volk, der nationale Souverän, hat in Wahrheit nichts zu sagen. Besonders kraß ist es, auf Bundesebene entmündigt zu sein, obwohl gerade dort die wichtigsten politischen Entscheidungen fallen.... Im Gewande des Parteienstaates kehrt der Absolutismus von 1789 und 1848 zurück."

Der Kabarettist Georg Schramm drückte sich über den Zustand der BRD zwar drastisch aber deutlich aus: „Interessenverbände (lies Großkapitalisten!-d.V.) machen Politik. Sie ziehen die Fäden, an denen Hampelmänner hängen, die uns auf der Bühne der Berliner Puppenkiste Demokratie vorspielen dürfen. Diese Politfiguren dürfen dann in den öffentlich-rechtlichen Bedürfnisanstalten bei den Klofrauen Christiansen und Illner ihre Sprechblasen entleeren. Und wenn bei der intellektuellen Notdurft noch was nachtröpfelt, dann können sie sich bei Beckmann und Kerner an der emotionalen Pissrinne unter das Volk mischen."
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